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 STANDPUNKT 

Freiheit, Solidarität und Sicherheit 

Nach den Terroranschlägen von Paris muss Europa zusammenrücken und seine 
Werte leben 

Liebe Leserinnen und Leser! 

Die brutalen Terroranschläge in Paris vom 13. No-
vember mit mindestens 129 Toten sind ein Schock für 
uns alle und ein Anschlag auf die westliche Welt. Es 
macht traurig und fassungslos, zu was Menschen aus 
Fanatismus fähig sind, völlig rücksichtslos gegenüber 
dem eigenen Leben und dem Leben 
anderer. 

Es liegt auf der Hand, dass eine freie 
Gesellschaft hierfür letztlich immer 
verwundbar bleibt, trotz vielfältiger 
Sicherheitsmaßnahmen. Totale Si-
cherheit wird es nicht geben. Denn 
mit Brutalität und Waffengewalt 
können mit relativ wenig Aufwand 
viele Menschen getötet werden, 
wenn man dabei den eigenen Tod in 
Kauf nimmt. 

Wir dürfen uns davon nicht ein-
schüchtern lassen. Die wichtigste 
Reaktion muss sein, unsere Werte 
weiterhin selbstbewusst zu leben 
und zusammenzustehen. Ich bin da-
von überzeugt: Freiheit und Solidari-
tät sind letztlich stärker als Hass und Gewalt. 

Was wollen die Terroristen erreichen? Sie können 
kaum annehmen, dass der Westen seinen Kampf ge-
gen den IS aufgibt. Es geht ihnen wohl darum, unsere 
Gesellschaft zu verunsichern und zu spalten und da-
mit zu schwächen. Genau das dürfen sie nicht errei-
chen. Deshalb kommt es jetzt darauf an, sowohl ent-
schlossen als auch besonnen zu reagieren.  

Der Irak-Krieg war ein Fehler und hat gezeigt, dass 
blindes Zurückschlagen nach hinten losgehen kann. 
Mögliche Sicherheitslücken müssen konsequent ana-
lysiert und abgestellt werden. Zur Beendigung des Sy-
rienkrieges und im Kampf gegen den IS müssen alle 
angemessenen Mittel genutzt werden. Bloßer Aktio-
nismus hilft aber nicht, sondern nur eine nachhaltige 
Strategie. 

In deren Zentrum muss ein Zusammenrücken Euro-
pas stehen ς und das Hochhalten unserer gemeinsa-
men Werte. Schon die Flüchtlingsfrage zeigt, dass es 
nationale Lösungen nicht geben kann. Die Krise sollte 
als Chance gesehen werden, dass sich Europa be-
sinnt. In den letzten Monaten ist der Kontinent leider 
allzu sehr auseinander gedriftet. 

Auch wir in Deutschland müssen aufpassen, dass un-
ser gesellschaftlicher Zusammenhalt nicht gefährdet 
wird. Wer die Anschläge dafür nutzen will, um ver-
schärft gegen Flüchtlinge zu argumentieren, betreibt 
letztlich genau das Spiel der Terroristen. Profitieren 

werden von einer solchen Stimmung vor allem sie 
und die rechtsextremen Kräfte in unserem Land. Da-
bei fliehen doch die Flüchtlinge vor eben den Terro-
risten, die auch uns bedrohen.  

Wir müssen an einer positiven Willkommenskultur 
festhalten. Gleichzeitig ist klar, dass die Aufnahmefä-

higkeit Deutschlands gewahrt wer-
den muss: damit wir Flüchtlingen 
nachhaltig helfen und sie integrie-
ren können und der notwendige ge-
sellschaftliche Konsens über Hilfe 
und Zuwanderung erhalten bleibt 
bzw. geschaffen wird.  

Dazu gehören schnellere Verfah-
ren, solidarische Lösungen in Eu-
ropa, die Sicherung der EU-Außen-
grenzen und die Bekämpfung von 
Fluchtursachen. All das wird nicht 
von heute auf morgen perfekt um-
setzbar sein, sondern ist ein Pro-
zess. Es hilft dabei nicht, jeden Tag 
neue Vorschläge zu diskutieren, die  
nicht umsetzbar oder zielführend 
sind und so die Verunsicherung der 
Bevölkerung zusätzlich anzuheizen. 

Mögliche Probleme dürfen weder ignoriert noch her-
beigeredet werden, sondern müssen durch sinnvolle 
Maßnahmen angepackt werden. Manches ist auf 
dem Weg, Weiteres wird folgen, auch um die Flücht-
lingszahlen besser steuern und begrenzen zu können. 

Wir müssen insgesamt Wege und Lösungen finden, 
die unsere Werte nicht infrage stellen. Dabei brau-
chen wir Geschlossenheit und ein Zusammenrücken: 
in der Bundesregierung, in unserer Gesellschaft und 
in Europa. 

Herzlichst 

Ihr 
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 WAHLKREIS 

Herbstempfang und Ausstellungseröffnung im Bürgerbüro Porz 

Porzer Aleksander Koyer präsentiert seine fantasievollen Ölbilder  

 
 
Beste Stimmung beim traditionellen Herbstempfang 
im Bürgerbüro Porz: Martin Dörmann und Jochen 
Ott durften am 13. November erneut zahlreiche 
Gäste zu einer Ausstellungseröffnung begrüßen. Ge-
zeigt werden die fantasievollen und farbenfrohen Öl-
bilder von Aleksander Koyer, die auf große Begeiste-
rung stießen.  

Der in Breslau geborene Künstler ist eigentlich Ver-
messungstechniker und lebt seit 1978 gemeinsam 
mit seiner Frau in Köln. Seine Liebe zur Kunst und Ma-
lerei entdeckte er bereits im Kindesalter. Über die 

Jahre wuchs sein Interesse an Malerei stetig, blieb je-
doch stets ein Hobby. Zu seinen Vorbildern gehören 
Salvador Dali, Max Ernst, August Macke, Edward 
Hopper, Amedeo Modigliani und alle 
Impressionisten. Die Ausstellung mit 22 Bildern ist 
noch bis Mitte April zu sehen. 

In einer Gedenkminute gedachten die Gäste zu Be-
ginn des Empfangs zwei kürzlich Verstorbenen, näm-
lich Altkanzler Helmut Schmidt und Berta Bersch, ei-
ner besonders engagierten Sozialdemokratin und 
Gründerin des Ortsrings Langel. 

α3-Veedels-Treffά 

19. Herbstempfang der SPD Innenstadt-Nord 
Jan Harbach, Vorsitzender des SPD-Ortsvereins In-
nenstadt Nord, und Martin Börschel, SPD-Fraktions-
vorsitzender im Rat, freuten sich über  viele Gäste 
und gute Gespräche bei ihrem Herbstempfang in der 
Eigelsteintorburg am 15. November. 

Politischer Gast zu den wirtschaftlichen Perspektiven 
der Domstadt war Ute Berg, Dezernentin für Wirt-
schaft und Liegenschaften der Stadt Köln. Als kultu-
relleǎ α{ŎƘƳŀƴƪŜǊƭά konnte der Autor Jürgen Rein-
ecke mit einer kurzweiligen Lesung aus seinem Buch 
α5ŜǊ ¢ŀƎ ŀƭǎ ǳƴǎŜǊ ¢ǊŜǎŜƴ ǾŜǊǎŎƘǿŀƴŘέ ƎŜǿƻƴƴŜƴ 
werden.   
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 KÖLN 

Henriette Reker neue Oberbürgermeisterin von Köln 

Schreckliches Attentat auf die Kandidatin überschattete die Wahl 
 

Name Partei Stimmen Prozent 

Henriette Reker  Einzelbewerberin 169.919 52,66 % 

Jochen Ott SPD 103.341 32,02 % 

Mark Benecke Die PARTEI 23.291 7,22 % 

Hendrick Tottmann AfD 12.934 4,01 % 

Marcel Hövelmann Einzelbewerber 9.104 2,82 % 

Sabine Neumeyer Einzelbewerberin 2.532 0,78 % 

Kevin Krieger Einzelbewerber 1.575 0,49 % 

 

Das Ergebnis der OB-Wahl. Die Wahlbeteiligung lag bei 40,28%                                   Henriette Reker 

Henriette Reker ist neue Oberbürgermeisterin der 
Stadt Köln. Bei der OB-Wahl am 18. Oktober konnte 
sie sich bereits im ersten Wahlgang mit 52,66 Prozent 
der Stimmen durchsetzen. Die parteilose Kandidatin 
wurde u. a. von Bündnis 90/Die Grünen, CDU und 
FDP unterstützt. 

Überschattet wurde der Wahlgang durch das 
schreckliche Attentat auf die Kandidatin am Vortag 
der Wahl. Aus offensichtlich fremdenfeindlichen Mo-
tiven hatte ein Täter mit rechtsradikalem Hinter-
grund Frau Reker mit einem Messer angegriffen und 
schwer verletzt, vier weitere Personen erlitten eben-
falls Verletzungen. Frau Reker befindet sich derzeit in 
Reha. Wann sie ihr neues Amt antreten kann, ist noch 
ungewiss. 

Am Abend der Tat setzten zahlreiche Bürgerinnen 

und Bürger sowie Verantwortliche aller 
demokratischen Parteien, darunter Minister-
präsidentin Hannelore Kraft, ein starkes Zeichen 
gegen Gewalt und Extremismus und bildeten eine 
Menschenkette vor dem Kölner Rathaus. 

Der SPD-Kandidat Jochen Ott zeigte sich nach Ver-
kündung des Endergebnisses als fairer Zweiter: α5ƛŜ 
Kölnerinnen und Kölner haben Henriette Reker zur 
neuen Oberbürgermeisterin von Köln gewählt. Dazu 
gratuliere ich ihr sehr herzlich. Es geht jetzt darum, 
die Stadt nach vorne zu bringen. Wir werden Frau Re-
ker die Hand reichen, denn wir wissen, diese Stadt 
hat viele Herausforderungen zu bestehen. Deshalb 
ist es wichtig, dass sie schnell wieder gesund wird. 
Frau Reker, auch an dieser Stelle: Alles Gute.ά 

 
SPD-Kandidat Jochen Ott führte einen enga-
gierten Wahlkampf und zeigte sich am Wahl-

abend als fairer Zweiter 

 
Jochen Ott und Martin Börschel bedankten sich beim 
scheidenden OB Jürgen Roters für dessen enormen 

Einsatz für die Domstadt und zahlreiche Erfolge in sei-
ner Amtszeit 2009 bis 2015 
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Alexander Gerst präsentiert seine besten Fotos aus dem All im GEO-Heft 

Der deutsche Astronaut trainierte jahrelang im EAC in Köln 
Als Alexander Gerst 2014 zur Raumstation ISS flog, 
folgten ihm Millionen Menschen in den sozialen 
Netzwerken und bestaunten atemberaubende Bil-
derΣ ŘƛŜ ŜǊ ǳƴǘŜǊ ŘŜƳ bŀƳŜƴ α!ǎǘǊƻ-!ƭŜȄά ȊǳǊ 9ǊŘŜ 
schickte. 

 

Martin Dörmann mit Alexander Gerst bei einem 
Treffen im Europäischen Astronautenzentrum 

Das GEO-Magazin hat nun gemeinsam mit Gerst und 
Expeditionsleiter Lars Abromeit die schönsten dieser 
Bilder ausgesucht und in einem GEO Extra veröffent-
lich. Sehr empfehlenswert! 

 
α«ōŜǊƛǊŘƛǎŎƘ ς 5ƛŜ ǎŎƘǀƴǎǘŜƴ .ƛƭŘŜǊ ŀǳǎ ŘŜƳ !ƭƭά 
GEO extra, 130 Seiten 
pHeft ohne DVD 10,00 ϵ, mit DVD 16,50 ϵ 

Veranstaltung mit den Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten 

Wie gelingt Integration? 

Gespräch mit Flüchtlingshelferinnen und -helfern 

und 

Dr. Karamba Diaby, MdB 
Leiter der Projektgruppe #NeuesMiteinander 

der SPD-Bundestagsfraktion 

Dienstag, 17. November 2015, 19:00 Uhr 

Bürgerzentrum Ehrenfeld 
Venloer Str. 429, 50825 Köln-Ehrenfeld 

 
Wir leben schon lange in einer Einwanderungsgesellschaft. Die vielen Einwanderinnen und Einwanderer der letzten 
Jahrzehnte haben unser Land mitgestaltet, geprägt und zu einem wirtschaftlich wie kulturell reichen Land gemacht. 
Auch in Zukunft werden wir auf den Zuzug neuer Fachkräfte angewiesen sein. Dies sollte durch ein 
Einwanderungsgesetz gesteuert werden. Aktuell stehen wir vor der großen Herausforderung drastisch gestiegener 
Flüchtlingszahlen. Wir müssen auch weiterhin bereit sein, politisch Verfolgten Asyl zu gewähren und Menschen zu 
helfen, die vor Krieg fliehen. Gleichzeitig brauchen wir umfassende internationale und europäische Maßnahmen, um 
Fluchtursachen zu bekämpfen und eine solidarische Verteilung von Flüchtlingen auf alle EU-Staaten sicherzustellen. 

Doch die Flüchtlingskrise stellt uns nicht nur vor enorme globale Herausforderungen, sondern insbesondere in den 
Kommunen. Die Menschen in unserem Land zeigen großes Mitgefühl, Offenheit und Engagement. Darauf können wir 
stolz sein. Integration kann nur gelingen, wenn alle mithelfen. Sie ist eine dauerhafte Aufgabe, die Politik und 
Gesellschaft vor große Herausforderungen stellt und viel harte Arbeit vor Ort erfordert. Wir danken daher allen 
haupt- und ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern sowie den zahlreichen Initiativen, Bündnissen, Vereinen und 
hǊƎŀƴƛǎŀǘƛƻƴŜƴΣ ŘƛŜ ǳƴǎŜǊŜ α²ƛƭƭƪƻƳƳŜƴǎƪǳƭǘǳǊά Ƴƛǘ [ŜōŜƴ ŜǊŦǸƭƭŜƴΦ Dieses Engagement wollen die Kölner SPD-Bun-
destagsabgeordneten anerkennen und erhalten. Sie laden ehrenamtliche Helferinnen und Helfer, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Kommunen, Bürgerinnen und Bürger sowie Flüchtlinge und Asylsuchende herzlich ein, mit Ihnen 
und den Gästen über ihre Erfahrungen und ihre Arbeit zu sprechen.  
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 BUNDESTAG 

 

IŀƭōȊŜƛǘōƛƭŀƴȊΥ αDŜǎŀƎǘΦ DŜǘŀƴΦ DŜǊŜŎƘǘΗά 

Broschüre von Martin Dörmann erscheint Ende  
November 

Im Dezember 2013 haben die SPD-Mitglieder dem Koalitionsvertrag zwi-
schen Union und SPD in einem Mitgliederentscheid zugestimmt. Zur 
Mitte der Wahlperiode zieht Martin Dörmann ŜƛƴŜ αIŀƭōȊŜƛǘōƛƭŀƴȊάΦ Lƴ 
einer 24-seitigen Broschüre gibt er einen Überblick zu Erreichtem in der 
Koalition und zu seiner Tätigkeit als Abgeordneter. 

Die Broschüre wird Ende November auf der Homepage www.martin-do-
ermann.de eingestellt. Druckexemplare liegen dann in allen drei Kölner 
Bürgerbüros von Martin Dörmann sowie in seinem Abgeordnetenbüro in 
Berlin zur Mitnahme bereit.  

SPD-Bundestagsfraktion komplettiert Vorstand 

Martin Dörmann mit zweitbestem Wahlergebnis bestätigt 
Mitte Oktober hat die SPD-Bundestagsfraktion ihre 
turnusgemäßen Neuwahlen abgeschlossen. Dabei 
wurde Martin Dörmann mit dem zweitbesten Stim-
mergebnis von 26 Kandidatinnen und Kandidaten er-
neut in den erweiterten Fraktionsvorstand gewählt. 

Bereits zuvor waren Rolf Mützenich und Karl Lauter-
bach als stellv. Vorsitzende bestätigt worden. 
Thomas Oppermann bleibt weiterhin Fraktionsvor-
sitzender. Die Neuwahlen der wichtigsten Positionen 
der SPD-Fraktion finden traditionell immer zur Mitte 
der laufenden Wahlperiode statt. 

Vier für Köln in Berlin 
Mit dem Einzug von Elfi Scho-Antwerpes in den Bundestag ist das Kölner Kleeblatt der SPD-Bundestagsabge-
ordneten wieder komplett. Karl Lauterbach, Rolf Mützenich und Martin Dörmann konnten ihre neue Kolle-
gin am 13. Oktober zu ihrer ersten Fraktionssitzung begrüßen. 
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Von Porz nach Berlin 

Horst Rohde stellte Grundgesetzcollagen in der NRW-Landesvertretung aus 

  

In der NRW-Landesvertretung in Berlin durfte Martin 
Dörmann am 13. Oktober die Ausstellung αFaszina-
tion Grundgesetzά mit Werken von Horst Rohde mit 
eröffnen, die vorher bereits in seinem Wahlkreisbüro 
in Köln-Porz zu sehen war.  

Mit seinen Collagen zu einzelnen Artikeln des Grund-
gesetzes will der Kölner Jurist Rohde auf die Errun-
genschaft unserer Grundrechte hinweisen und für 
politische Herausforderungen sensibilisieren. Ein 
echter Verfassungspatriot, dessen Begeisterung für 
das Recht und die Demokratie ansteckend ist.  

 

hǊƎŀƴƛǎƛŜǊǘ ǿǳǊŘŜ ŘŜǊ !ōŜƴŘ ǾƻƳ ±ŜǊŜƛƴ α²Ŝǎǘπ
ǿƛƴŘάΣ ƛƴ ŘŜƳ ǎƛŎƘ Nordrheinwestfalen in Berlin or-
ganisiert haben. Sie wollen in der Hauptstadt über 
Politik, Wirtschaft und Kultur des größten Bundeslan-
des informieren. Geschäftsführer Ditmar Gatzmaga 
führte als Moderator durch den Abend. Er fragte 
Horst Rohde zu Beginn nach dem Hintergrund seines 

politisch-künstlerischen Engagements für das Grund-
gesetz. Den damit gelegten Faden nahm Martin Dör-
mann auf. 

Begeistert waren die Gäste schließlich vom lebhaften 
Gespräch der bei-
den rheinischen 
Bundestagsabge-
ordneten Martin 
Dörmann und Det-
lef Seif (CDU, Eus-
kirchen). Dabei 
ging es um Biogra-
fisches ς und um 
die aktuelle Be-
deutung der im 
Grundgesetz ver-
ankerten Grund-
rechte. αAlle Men-
schen sind vor 
dem Gesetz 
ƎƭŜƛŎƘέ - was das 
für den Umgang 
mit den Flüchtlingen, die derzeit nach Deutschland 
kommen, heißt, war eine der Fragen. 

Große Einigkeit demonstrierten die beiden Abgeord-
neten mit dem Lob auf das Grundgesetz. Bei der Füh-
rung und den Publikumsfragen zur Ausstellung war 
schließlich aber wieder Horst Rohde gefragt.  
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Reform der Medienordnung 

Dialog der SPD-Fraktion zum europäischen Regulierungsrahmen 
Seit einem knappen Jahr berät die Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz in fünf thematischen 
Arbeitsgruppen über Anpassungsbedarfe der Medienregulierung. In Kürze wird die Kommission einen Zwi-
schenbericht vorlegen, der Anfang Dezember bei einem Treffen der Ministerpräsidentenkonferenz mit der 
Bundeskanzlerin verabschiedet werden soll. Die SPD-Bundestagsfraktion begleitet den Prozess mit einem 
Projekt αwŜŦƻǊƳ der aŜŘƛŜƴƻǊŘƴǳƴƎάΣ das von Martin Dörmann und Lars Klingbeil als Sprecher für Kultur 
und Medien bzw. Digitale Agenda geleitet wird. Bestandteil des Projekts sind Dialogveranstaltungen mit Me-
dienexperten und Branchenvertretern. 

 
 
In der Dialogreihe stand am 15. Oktober der europä-
ische Regulierungsrahmen für audiovisuelle Medien 
im Fokus, der im nächsten Jahr novelliert werden soll. 
Hierzu gilt es, eine gemeinsame Position von Bund 
und Ländern zu entwickeln. 

Rund 60 Teilnehmer/innen kamen zur von Martin 
Dörmann moderierten Diskussion ins Paul-Löbe-
Haus des Bundestages. Auf dem Podium saßen als Ex-
perten Vertreter der Länder, des Bundes sowie der 
EU. 

Krisztina Stump, Mitarbeiterin in der zuständigen 
EU-Generaldirektion CONNECT, leitete mit einem 
Überblick zum derzeitigen Verfahrensstand auf euro-
päischer Ebene ein. Die EU-Kommission führt eine 
Konsultation zur Richtlinie über audiovisuelle Medi-
endienste durch, die 2016 vollständig überarbeitet 
werden soll. Sie ist Teil der Strategie für einen ge-
meinsamen digitalen Binnenmarkt, der von Kommis-
sar Günther Oettinger verantwortet wird. Bisher ist 
die Richtlinie nur auf Fernsehen und sogenannte Ab-
rufdienste anwendbar. Sie regelt beispielsweise Fra-
gen des Verbraucherschutzes oder Regelungen zu 
Werbezeiten im Rundfunk. 

Im Zuge der Digitalisierung in allen Medienbereichen 
gibt es nun einigen Überarbeitungsbedarf. So sind 
sich die meisten Experten einig, dass eine Unter-
scheidung der Vorschriften in lineare und nicht-line-
are Übertragungswege inzwischen überholt ist. Da-
her will die EU-Kommission 2016, nach Abstimmung 
mit den Mitgliedstaaten und der Branche, eine neue, 
stärker strukturbasierte und technologieneutrale Re-
gulierung vorlegen.  

Wolfgang Martin Wohnhas, Referatsleiter bei der 
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien (BKM) gab einen Überblick über den Stand 
der weit vorangeschrittenen Verhandlungen zwi-
schen Bund und Ländern. Generell begrüße die Bun-
desregierung den Modernisierungsansatz. Zwar gebe 
es noch letzte Abstimmungen zwischen den Ressorts, 

jedoch sei er sehr optimistisch, dass eine gemein-
same Positionierung von Bund und Ländern gegen-
über Brüssel gelingen könne. Er erläuterte, dass auch 
die deutsche Medienregulierung traditionell stark 
fernsehzentriert angelegt sei. Es bestehe die Sorge, 
dass ein neues übergeordnetes EU-Recht möglicher-
weise über Jahrzehnte entwickeltes Rundfunkrecht 
mit hohen Schutzniveaus etwa beim Jugendschutz 
aushebeln könnte. Wohnhas warnte weiterhin da-
vor, als Nebeneffekt der angepassten EU-Regulie-
rung, weitere nationale Zuständigkeiten, etwa im Be-
reich Filmförderung, einzuschränken. 

 


